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Martin Wagener | Washington und Peking wachsen ökonomisch immer enger 
zusammen. Dennoch begreifen sie sich als strategische Rivalen und schlie-
ßen langfristig einen militärischen Schlagabtausch nicht aus. Die Volks-
befreiungsarmee wird auf ein solches Szenario systematisch vorbereitet. 
Warum also halten die USA an ihrer Zusammenarbeit mit China fest?

Die aufgeschobene Konfrontation
Warum die USA mit China (noch) kooperieren

Die beiden wichtigsten Großmächte 
des asiatisch-pazifischen Raumes ver-
folgen divergierende Ordnungsvor-
stellungen: Während die USA ihre 
militärisch abgestützte Vormachtstel-
lung im Fernen Osten aufrechtzuer-
halten gedenken, will China die ge-
genwärtige Pax Americana langfristig 
durch eine Pax Sinica ersetzen. Wer 
einem zyklischen Geschichtsverständ-
nis folgt, dürfte daher skeptisch in die 
Zukunft blicken. Immer, wenn sich 
ein Machtwechsel zwischen Hegemon 
und Herausforderer angebahnt hat, 
stieg die Wahrscheinlichkeit einer mi-
litärischen Auseinandersetzung.

Noch ist es nicht so weit. Zwar 
streitet man zuweilen heftig über 
wirtschaftliche und sicherheitspoliti-
sche Angelegenheiten. Doch insge-
samt haben sich die politischen Bezie-
hungen in den vergangenen Jahren 
verdichtet. Im November 2009 fuhr 
Präsident Barack Obama zu seinem 
ersten Staatsbesuch nach China, im 
Gegenzug kam sein Amtskollege Hu 

Jintao im Januar 2011 nach Wa-
shington. Mittlerweile gibt es mehre-
re Dutzend amerikanisch-chinesische 
Dialogkanäle. Als einer der wichtigs-
ten gilt der im Juli 2009 erstmals 
durchgeführte „U.S.-China Strategic 
and Economic Dialogue“. Bemerkens-
wert ist auch, dass die Streitkräfte 
beider Seiten im September/Novem-
ber 2006 ihr erstes gemeinsames 
Such- und Rettungsmanöver durchge-
führt haben, seit Februar 2008 über 
einen „heißen Draht“ verfügen und 
bei Besuchen der Gegenseite Einbli-
cke in früher als sensibel erachtete 
Militäranlagen gestatten.

Auch wenn man noch nicht von 
einer „G-2“ sprechen kann, gibt es 
doch eine ganze Reihe von Fällen, in 
denen sich mehr oder weniger inten-
sive Formen der Zusammenarbeit 
nachweisen lassen. Dazu gehören die 
amerikanische Unterstützung des Bei-
tritts Chinas zur Welthandelsorgani-
sation im Dezember 2001, die Erklä-
rung der Eastern Turkistan Islamic 



In wirtschaftlicher Hinsicht 
sind die USA und China eine 
Ehe eingegangen – eine 
Scheidung wäre teuer
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Movement zu einer terroristischen 
Organisation durch das Department 
of State im September 2002, der Bei-
tritt Pekings zur Container Security 
Initiative im Juli 2003, die seit August 
2003 zu beobachtende Zusammenar-
beit in den derzeit ausgesetzten Sechs-
parteiengesprächen über Korea und 
nicht zuletzt das gemeinsame Interes-
se, einer „Talibanisierung“ Pakistans 
entgegenzuwirken.

Ökonomische Interdependenz

Noch enger als die politische Koopera-
tion ist der Umfang der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit, aus der beide 
Seiten Vorteile ziehen. China erwirt-
schaftet durch Exporte in die USA 
erhebliche Handelsüberschüsse. Diese 
beliefen sich 2008 auf 268,04 Milliar-
den Dollar. 2009 waren es trotz der 
Finanzmarktkrise noch 226,88 Milli-
arden Dollar; für 2010 wird ein neuer 
Rekordüberschuss erwartet. China 
konnte so einen atemberaubenden 
Devisenschatz anhäufen. Im Dezem-
ber 2010 verfügte das Land über Devi-
senreserven mit einem Volumen von 
2,85 Billionen Dollar. 

In den USA wird diese Situation 
oft beklagt, zumal China sich aus ame-
rikanischer Sicht durch unlautere 
Mittel wie eine unterbewertete Wäh-
rung Handelsvorteile verschafft. Ende 
Januar 2011 lag das Verhältnis zwi-
schen Yuan und Dollar bei 6,58:1; 
nicht wenige Experten halten eine 
Relation von 5:1 für angemessen. Die-
ses Ungleichgewicht hat allerdings 
auch zu einer Verbilligung des Kon-
sums in den USA beigetragen. Und da 
ein großer Teil der Devisenreserven 
in amerikanischen Staatsanleihen an-
gelegt worden ist – im November 2010 
waren dies 895,6 Milliarden Dollar, 

was einem Anteil von 20,6 Prozent 
aller vom Ausland gehaltenen US-
Staatsanleihen entspricht –, profitiert 
auch die amerikanische Regierung 
von chinesischen Exporterfolgen. Ob 
sie es also wollen oder nicht: In öko-
nomischer Hinsicht sind die USA und 
China eine Ehe eingegangen. Und wie 
im wahren Leben sind Scheidungen 
kostspielig.

Fraglich ist, wer auf lange Sicht 
mehr von dieser Situation profitiert. 
Skeptiker gibt es vor allem in den 
USA: Die vom Kongress im Oktober 
2000 eingesetzte „U.S.-China Econo-
mic and Security Review Commissi-
on“ warnt in ihren jährlichen Berich-
ten, dass China durch dauerhafte re-
lative Gewinne in den Handelsbezie-
hungen erst in die Lage versetzt 
werde, militärisch 
zu den USA aufzu-
schließen. Miss-
trauisch werden 
auch die Aktivitä-
ten des im Septem-
ber 2007 errichteten chinesischen 
Staatsfonds beäugt, der China Invest-
ment Corporation (CIC), die mit 200 
Milliarden Dollar Startkapital ausge-
stattet wurde. Könnte die CIC im glo-
balen Maßstab versuchen, sicher-
heitsstrategisch relevante Unterneh-
men aufzukaufen? 

Dass der ökonomische Erfolg zu 
einer Steigerung des chinesischen 
Selbstbewusstseins beigetragen hat, 
ist offensichtlich. Trotz deutlicher 
Proteste des Westens ist z.B. der Ex-
port „seltener Erden“ reduziert wor-
den. 2009 hatte China einen Anteil 
von 97 Prozent an der globalen Pro-
duktion dieser Hochtechnologieme-
talle. Begleitet wird dieser Prozess von 
Geländegewinnen in internationalen 



Organisationen. Im Frühjahr 2010 
wurden die Stimmanteile in der Welt-
bank zugunsten Chinas leicht umver-
teilt; im folgenden Herbst wurde dies 
im Internationalen Währungsfonds 
(IWF) beschlossen. Peking scheint 
hier einer Doppelstrategie zu folgen: 
Einerseits integriert es sich in die von 
Washington dominierten Strukturen, 
um dort den Einfluss des Hegemons 
zurückzudrängen; andererseits wird 
auch ganz offensichtlich das Ziel ver-
folgt, Alternativen zu schaffen. So hat 

z.B. die chine-
sische Zentral-
bank die Rolle 
des Dollar als 
Leitwährung in 
Frage gestellt 

und vorgeschlagen, diese Funktion 
den Sonderziehungsrechten des IWF 
zu übertragen. Und entgegen west-
licher Praxis erhalten Entwicklungs-
länder Kredite ohne politische Auf-
lagen, was von einigen Beobachtern 
zur Systemfrage erhoben wird („Bei-
jing Consensus“ versus „Washington 
Consensus“). 

Strategische Rivalen

Die Geschichte hat mehrfach bewie-
sen, dass ökonomische Verflechtun-
gen Frieden zwar fördern, nicht aber 
garantieren können. Im Fernen Osten 
zeigt das Verhältnis zwischen Tokio 
und Peking, dass enge Handelsbezie-
hungen nicht zwingend das politische 
Klima verbessern. Deshalb ist es nur 
konsequent, wenn sich China auf eine 
mögliche militärische Eskalation von 
Konflikten auf der Großmachtebene 
vorbereitet. Woran könnten sich diese 
entzünden? 

Am wahrscheinlichsten wäre ein 
Konflikt in der Taiwan-Straße, wenn-

gleich sich die dortige Lage seit dem 
Wahlsieg des Kandidaten der Kuomin-
tang, Ma Ying-jeou, vom März 2008 
deutlich entspannt hat. Allerdings hat 
Peking die faktische Unabhängigkeit 
Taipehs nie akzeptiert. Im Dezember 
2009 waren laut einer Studie des Pen-
tagons zur militärischen Stärke Chi-
nas bis zu 1150 Kurzstreckenraketen 
auf Taiwan gerichtet. Washington ist 
zwar seit Januar 1980 nicht mehr 
Bündnispartner Taipehs, beliefert die 
Insel aber auf der Basis des Taiwan 
Relations Act vom April 1979 mit mi-
litärischer Ausrüstung. Der bereits 
von der Bush-Administration im Ok-
tober 2008 angekündigte Verkauf von 
Waffensystemen im Wert von 6,4 Mil-
liarden Dollar, den die Obama-Regie-
rung seit Januar 2010 in die Tat 
umsetzen will, hat für erhebliche Pro-
teste Chinas gesorgt.

Die strategische Konkurrenz bei-
der Großmächte führt zu weiteren 
Konflikten an der geopolitischen Pe-
ripherie der Volksrepublik. So ist 
China die militärische Präsenz der 
USA in Zentralasien ein Dorn im 
Auge. Im Juli 2005 unterstützte es 
daher eine Erklärung der Schanghaier 
Kooperationsorganisation, die sich für 
einen Abzug amerikanischer Truppen 
aus dieser Region aussprach. Auch 
sieht Peking in Südasien die sich ver-
tiefenden Beziehungen zwischen 
Neu-Delhi und Washington skeptisch; 
der Obama-Besuch in Indien Anfang 
November 2010 hat die strategische 
Rolle des Landes in der US-Außenpo-
litik erneut bestätigt. Sollte es zu einer 
Wiedervereinigung Koreas kommen, 
wird sich ganz grundsätzlich die Frage 
stellen, ob dies auch zu einem Abzug 
der amerikanischen Soldaten von der 
koreanischen Halbinsel führen muss. 

Peking integriert sich in  
von Washington dominierte 
Strukturen, um dessen 
Einfluss dort zu mindern
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Seoul und Washington arbeiten daher 
daran, ihre Allianz mit neuen Inhal-
ten zu versehen und nicht mehr ein-
zig und allein auf die Abschreckung 
Nordkoreas auszurichten.

In der Praxis dominieren derzeit 
Auseinandersetzungen, die eine star-
ke maritime Komponente haben. 
China betrachtet das Südchinesische 
Meer de facto größteneils als Binnen-
meer, was von den USA nicht akzep-
tiert wird. Dieser Dissens hat bereits 
zu mehreren Zusammenstößen ge-
führt, da die Amerikaner weiter in 
Küstennähe zu China Aufklärungs-
missionen durchführen. Für Unruhe 
in der Region sorgten im Frühjahr 
2010 Zeitungsberichte, in denen be-
hauptet wurde, dass die chinesische 
Regierung das Südchinesische Meer 
künftig zu ihren „Kerninteressen“ 
zähle. Eine solche sprachliche Zu-
schreibung wäre problematisch, weil 
mit diesem Begriff nicht verhandelba-
re territoriale Ansprüche markiert 
werden; das Südchinesische Meer be-

fände sich damit auf einer Stufe mit 
Taiwan, Tibet und Xinjiang. Das Ver-
halten Pekings legt den Schluss nahe, 
dass es territoriale Ansprüche im 
Südchinesischen Meer künftig mit 
mehr Nachdruck verfolgen will. 

Besonders sensibel hat sich China 
im Vorfeld des amerikanisch-süd-
koreanischen Seemanövers vom Juli 
2010 gezeigt. Peking lehnt Übungen 
im Gelben Meer strikt ab. Washing-
ton gab zunächst nach und ließ die 
Übung im Japanischen/Ost-Meer ab-
halten. Gleichzeitig wies es den chi-
nesischen Anspruch, bei der Nut-
zung internationaler Gewässer über 
ein Vetorecht zu verfügen, zurück. 
Ende September 2010 fand eine wei-
tere Übung amerikanischer und süd-
koreanischer Seestreitkräfte statt – 
nun direkt im Gelben Meer. 

Antiamerikanisches Fähigkeitsprofil

Vor diesem Hintergrund wird die ge-
genwärtige Struktur des militärischen 
Fähigkeitsprofils der Volksbefreiungs-
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tere Übung amerikanischer und süd-
koreanischer Seestreitkräfte statt – 
nun direkt im Gelben Meer. 

Antiamerikanisches Fähigkeitsprofil

Vor diesem Hintergrund wird die ge-
genwärtige Struktur des militärischen 
Fähigkeitsprofils der Volksbefreiungs-
armee (VBA) nachvollziehbar. China 
hat seine Nuklearstreitkräfte in den 
vergangenen Jahren qualitativ verbes-

sert. Dazu gehört 
der Bau der mo-
bilen Interkonti-
nenta lraketen 
D o n g f e n g - 3 1 
und Dongfeng-

31A, die über Reichweiten von min-
destens 7200 bzw. 11 200 Kilometern 
verfügen. Sie sollen laut Pentagon seit 
2006 bzw. 2007 einsatzbereit sein. Zu 
nennen sind zudem die Arbeiten an 
dem neuen strategischen U-Boot der 
Jin-Klasse, das mit zwölf Raketen vom 
Typ Julang 2 mit einer Reichweite 
von mindestens 7200 Kilometern aus-
gestattet ist. 

Diese Waffensysteme sind eindeu-
tig gegen die USA gerichtet. Um Russ-
land, Indien oder Japan abzuschre-
cken, verfügt China bereits seit länge-
rem über hinreichende Kurz- und 
Mittelstreckensysteme. Pekings Ziel 
ist es, in potenziellen Konflikten mit 
den USA deren Handlungsbereit-
schaft zu beeinflussen – z.B. ihre Un-
terstützung für Taiwan nach einem 
chinesischen Angriff.

Im konventionellen Bereich sind 
die amerikanischen Streitkräfte den 
chinesischen weit überlegen. Die VBA 
wird daher nicht auf symmetrische, 
sondern auf asymmetrische Einsatz-
szenarien vorbereitet. So wird Peking 
im Ernstfall u.a. die Abhängigkeit der 

US-Streitkräfte von weltraumgestütz-
ter Infrastruktur ausnutzen. Die VBA 
könnte versuchen, US-Aufklärungs-
satelliten auszuschalten. Im Januar 
2007 demonstrierte China die entspre-
chende Fähigkeit durch den erfolgrei-
chen Abschuss eines eigenen Wetter-
satelliten in 850 Kilometern Höhe.

Ein Schwerpunkt der Aufrüstung 
liegt darin, Einsatzmittel zu beschaf-
fen, die ein Eingreifen von US-Streit-
kräften bei einem Konflikt in der Tai-
wan-Straße erschweren sollen. Wenn 
sich Washington zur Intervention ent-
scheidet, wird Peking diese militärisch 
nicht verhindern können. Es bereitet 
sich daher darauf vor, im Ernstfall 
eine psychologische Karte spielen zu 
können. Durch die Beschaffung von 
Zerstörern des Typs Sovremenny 
sowie hochmodernen Kampfflugzeu-
gen des Typs Suchoi-30 ist die VBA in 
der Lage, punktuelle Schläge, z.B. 
gegen eine amerikanische Flugzeug-
trägergruppe, durchzuführen.

Diesem Ziel dient vor allem die 
Modernisierung der U-Boot-Flotte: 
Wurden 2002 nur sieben von 69 U-
Booten modernen Standards gerecht, 
waren es 2009 bereits 31 von 65 U-
Booten, darunter zwölf U-Boote der 
Kilo-Klasse. Zudem soll China an 
einem ballistischen Flugkörper mit 
manövrierbarem Sprengkopf arbeiten, 
der von Land aus auf eine Distanz von 
über 1500 Kilometern einen Flug-
zeugträger direkt attackieren kann. 
Eine solche Waffe würde die Spiel-
regeln im westlichen Pazifik erheblich 
ändern.

China würde eine Auseinander-
setzung in der Taiwan-Straße zwar 
verlieren, die USA müssten aber 
ebenfalls mit Verlusten rechnen, die 
dann innenpolitisch zu rechtfertigen 

Angesichts der Dominanz der 
US-Streitkräfte wird die VBA 
auf asymmetrische Einsatz- 
szenarien vorbereitet
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wären. Dass amerikanische Regie-
rungen genau davor zurückschre-
cken, gehört zum Kalkül: Peking will 
für Washington die politischen Kos-
ten eines Schlagabtauschs in die 
Höhe treiben und dadurch die US-
Regierung abschrecken, eine Inter-
vention durchzuführen.

Die Reaktion der USA

Die USA haben in mehreren Strate-
gieberichten, sowohl unter demokrati-
schem wie republikanischem Präsi-
denten, die Stoßrichtung chinesischer 
Rüstungsmaßnahmen analysiert und 
sind dabei zu einem eindeutigen Er-
gebnis gelangt. Im Quadrennial De-
fense Review Report vom 6. Februar 
2006 heißt es: „Von den großen und 
aufstrebenden Mächten hat China das 
umfassendste Potenzial, um mit den 
USA militärisch zu konkurrieren.“ 
Admiral Robert F. Willard, Komman-
deur des United States Pacific Com-
mand, äußerte sich in einer Senats-
anhörung am 24. März 2010 ebenfalls 
besorgt: „Die schnelle und umfassen-
de Transformation der chinesischen 
Streitkräfte beeinflusst die militäri-
sche Balance in der Region und hat 
Auswirkungen jenseits des asiatisch-
pazifischen Raumes. Besonders beun-
ruhigend ist, dass Teile der militäri-
schen Modernisierung Chinas schein-
bar darauf ausgerichtet sind, unsere 
Handlungsfreiheit in der Region her-
auszufordern.“

Die Antwort Washingtons besteht 
in der Aufrechterhaltung und Moder-
nisierung präventiver Eindämmungs-
strukturen, namentlich der militäri-
schen Vornepräsenz. Zur Kontrolle 
der pazifischen Gegenküste verfügen 
die USA über fünf Bündnispartner 
(Japan, Südkorea, Australien, Philip-

pinen, Thailand), einen wichtigen Si-
cherheitspartner (Singapur) und Kon-
takte zu zahlreichen weiteren Staaten, 
die amerikanische Militäreinheiten lo-
gistisch unterstützen (u.a. Brunei, In-
donesien, Malaysia und wohl bald 
auch Vietnam). Hinzu kommen flexi-
bel vor Ort patrouillierende maritime 
Einheiten sowie Guam, das zu den 
amerikanischen Besitzungen gehört. 
Insgesamt haben die USA an der asia-
tischen Pazifikküste knapp 80 000 
Soldaten stationiert. 

Der dafür betriebene Aufwand 
lässt sich nur damit begründen, auf 
eine eventuell notwendig werdende 
Eindämmung einer konkurrierenden 
Großmacht reagieren zu können. Zur 
Bewältigung hu-
manitärer Kata-
strophen und 
selbst zur Abschre-
ckung Nordkoreas 
benötigen die USA 
keine Flugzeugträgergruppe im japa-
nischen Yokosuka; sie müssten dazu 
auch nicht umfangreiche Militärma-
növer mit ihren Verbündeten abhal-
ten; erst recht aber lässt sich der ge-
plante Ausbau der militärischen Leis-
tungsfähigkeit Guams nicht damit 
begründen, nach einem erneuten 
Tsunami Hilfsgüter schneller vertei-
len zu können. Das Signal in Rich-
tung China ist somit eindeutig: Wa-
shington ist auf außenpolitische 
Abenteuer Pekings vorbereitet.

Die militärische Präsenz amerika-
nischer Streitkräfte an der pazifi-
schen Gegenküste, die eine umfassen-
de und schnelle Reaktionsfähigkeit in 
Krisenzeiten garantiert, erklärt zu-
mindest zum Teil, warum Peking ge-
genwärtig auf Kooperation setzt. 
Würde es sich, wie etwa Mitte der 

Das Signal ist eindeutig: 
Washington ist auf 
außenpolitische Abenteuer 
Pekings vorbereitet
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neunziger Jahre, außenpolitisch ag-
gressiv gebärden, dann müsste es er-
neut damit rechnen, dass seine Nach-
barn den amerikanischen Schutz-
schirm verstärkt suchen und damit 
zur Festigung des US-Bündnissystems 
beitragen. Dies kann schneller der 
Fall sein, als Peking lieb ist. Gleich 
mehrere Staaten unterstützten wäh-
rend des Treffens des ASEAN Regio-
nal Forum im Juli 2010 in Hanoi die 
Position der USA, Streitigkeiten im 
Südchinesischen Meer friedlich zu 

lösen und die 
Freiheit der See-
wege aufrecht-
zuerhalten. Es 
war eine direkte 
Reaktion auf das 

zuvor immer stärker zur Schau ge-
stellte Selbstbewusstsein Pekings bei 
der Deklarierung maritimer Gebiets-
ansprüche. Die Truppenpräsenz der 
USA in Asien setzt damit starke An-
reize für China, an seiner Peripherie 
keine Ängste zu schüren.

Die machtpolitische Lücke

Weitere Erklärungen für den gegen-
wärtigen Status quo, der Zusammen-
arbeit ermöglicht, lassen sich aus der 
machtpolitischen Lücke ableiten, die 
zwischen beiden Großmächten be-
steht. Washington ist Peking in allen 
zentralen Vergleichskategorien weit 
überlegen: Während die USA nach 
Angaben der Weltbank im Jahr 2009 
mit 14,12 Billionen Dollar für 24,28 
Prozent des globalen Bruttoinlands-
produkts (BIP) verantwortlich zeich-
neten, kam China mit 4,99 Billionen 
Dollar nur auf 8,57 Prozent des welt-
weiten BIP. Die deutlich größere öko-
nomische Basis eröffnet dem Hege-
mon entsprechend größere Möglich-

keiten zur Gestaltung seines Militär-
apparats. Der Verteidigungshaushalt 
der USA lag 2009 bei 693,6 Milliar-
den Dollar. Der chinesische Verteidi-
gungshaushalt belief sich dagegen 
2009 nach offiziellen Angaben nur 
auf 70,3 Milliarden Dollar; das Penta-
gon geht immerhin von 150 Milliar-
den Dollar aus.

Die machtpolitische Lücke zeigt 
sich vor allem im Bereich der militäri-
schen Innovationsfähigkeit. Die USA 
haben 2008 für Research, Develop-
ment, Test & Evaluation 79,567 Milli-
arden Dollar ausgegeben, China für 
den Bereich Research & Development 
offiziell lediglich 6,6 Milliarden Dol-
lar. Peking wird daher noch erheb-
liche Anstrengungen unternehmen 
müssen, um den militärisch-technolo-
gischen Abstand zu Washington zu 
verringern. Selbst wenn China mit 
den USA ökonomisch gleichzieht, 
wird es noch eine Weile dauern, bis 
derartige wirtschaftliche Zugewinne 
in eine Stärkung militärischer Fähig-
keiten übertragen werden können. 

Peking wäre gegenwärtig daher 
nicht gut beraten, Washington durch 
ein offensives militärisches Wett-
rüsten herauszufordern. Deshalb 
verzichtet die Volksrepublik auch 
darauf, durch eine Umlenkung von 
Haushaltsmitteln oder den Einsatz 
seiner Devisenreserven das Fähig-
keitsprofil der VBA einem Quanten-
sprung zu unterziehen. Denn da-
durch würde es sich selbst schaden: 
Erstens würden sich die Nachbarn 
Chinas stärker an die USA anlehnen. 
Zweitens würde Washington die Her-
ausforderung annehmen und die 
Schwächen Pekings gnadenlos aus-
nutzen, u.a. dessen Abhängigkeit von 
offenen Seewegen. Und drittens 

Die Truppenpräsenz der USA 
in Asien hält China davon ab, 
an seiner Peripherie Ängste 
zu schüren
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würde der innenpolitische Moderni-
sierungsprozess gefährdet.

Diese Bewertung gilt umso mehr, 
wenn man sich die innenpolitische 
Entwicklung Chinas anschaut. Feh-
lende soziale Sicherungssysteme, die 
Überalterung der Bevölkerung, zahl-
reicher werdende Proteste, Korrup-
tion und vor allem dramatische Um-
weltprobleme stellen die Kommunis-
tische Partei Chinas (KPCh) vor enor-
me Herausforderungen. Hier wird die 
Regierung jedoch kaum gegensteuern 
können, da sie mehrfach betont hat, 
mindestens acht Prozent Wirtschafts-
wachstum pro Jahr zu benötigen, um 
genügend neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. Wie will sich die KPCh aus 
dieser dramatischen Zwickmühle 
herausmanövrieren, zumal ihre Legi-
timität an ökonomische Erfolge ge-
bunden ist? Für China stellt sich 
daher folgende nüchterne Frage: 
Kommt der „Feind“ wirklich von 
außen – oder doch eher von innen? 
Die USA dürften dagegen in eine an-
dere Richtung denken: Wird China 
versuchen, seine innenpolitischen 
Probleme konstruktiv zu lösen, oder 
wird es die Flucht nach vorne antre-
ten, etwa durch ein außenpolitisches 
Ablenkungsmanöver?

Perspektiven einer Konfrontation

Solange die machtpolitische Lücke be-
stehen bleibt und Peking auf offensive 
Gegenmachtbildung verzichtet, haben 
die USA keinen Grund, China einzu-
dämmen. So beugen sie einem kosten-
intensiven Hegemoniemanagement 
vor und müssen ihre Sicherheits- und 
Bündnispartner nicht vor die höchst 
unliebsame Alternative stellen, sich 

zwischen zwei Großmächten zu ent-
scheiden. Die USA werden auch in 
den nächsten Jahren versuchen, den 
machtpolitischen Abstand zu China 
aufrechtzuerhalten, um Gegenmacht-
bildung sinnlos erscheinen zu lassen. 
Genau dadurch 
entstehen ko-
operative Spielräu-
me. Soweit es 
China dabei er-
möglicht wird, 
unter den Bedingungen der Pax Ame-
ricana Gewinne zu erzielen, darf Wa-
shington zumindest auf eine vor-
übergehende Duldung seiner Vorherr-
schaft hoffen. Für China macht Koo-
peration derzeit Sinn. Eine aggressive 
Gegenmachtbildung käme zu früh 
und würde im Ergebnis auf ein Hara-
kiri hinauslaufen. 

Eine Konfrontation der beiden 
wichtigsten Großmächte des Fernen 
Ostens erscheint aber dennoch eher 
aufgeschoben als aufgehoben. Ein im 
Innern gestärktes China dürfte durch-
aus gewillt sein, offensiver zu den 
USA aufzuschließen. Das Verhalten 
Pekings seit der Finanzmarktkrise 
weist bereits in diese Richtung. Der 
Herausforderer sieht den Hegemon 
geschwächt und verlangt nicht nur 
mehr Mitsprache, sondern auch mehr 
Respekt.

Eine aggressive Gegen-
machtbildung Chinas käme 
zu früh und würde auf ein 
Harakiri hinauslaufen

Jun.-Prof. Dr.  
MARTIN WAGENER 
lehrt Politikwissen-
schaft an der 
Universität Trier.1

1 Für Anregungen und Kritik danke ich Dirk Schmidt.
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